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Erliuterungen

Allgemeiner Teil
Hauptgesichtspunkte des Entwurfes:

Der Gesetzentwurf soll einen Beitrag leisten, Nachteile infolge der Covid-19 Krise besser bewiltigen zu
konnen. So soll arbeitslosen Personen eine zusétzliche finanzielle Abgeltung gewdhrt werden. Weiters
soll jenen Personen, die eine konkrete berufliche Ausbildung wihrend der Pandemie nicht abschlieBen
konnten, eine Nachholung des Abschlusses erleichtert werden, in dem befristet fiir diesen Zweck die
gewidhrte finanzielle Existenzgrundlage (Fachkriftestipendium bzw. Weiterbildungsgeld) verldngert
werden kann.

Mit diesem Gesetzentwurf sollen auch Familien finanziell gefordert und dadurch deren Kaufkraft gestérkt
werden.

Der vorliegende Entwurf stiitzt sich auf den Kompetenztatbestand des Art. 10 Abs. 1 Z 11 (Sozial- und
Vertragsversicherungswesen) und Z 17 B-VG (Bevolkerungspolitik).

Besonderer Teil
Zu Art. 1Z 1 und 2 (§§ 6 und 66 AIVG):

Personen, die infolge der Corona-Pandemie lingere Zeit arbeitslos sind, erhalten als Hilfe in dieser
besonderen Lebenslage eine Einmalzahlung. Diese Einmalzahlung soll einen Beitrag leisten, um die Zeit
bis zur Wiedererlangung einer neuen Beschiftigung leichter liberbriicken zu kénnen. Die Lander kdnnen
die Einmalzahlung als Leistung gemdBl § 7 Abs.5 Sozialhilfe-Grundsatzgesetz bezeichnen. Die
Einmalzahlung unterliegt nicht der Sozialversicherung. Voraussetzung fiir den Anspruch auf die
Einmalzahlung ist, dass in den Monaten Mai bis August 2020 mindestens 60 Tage Arbeitslosengeld oder
Notstandshilfe bezogen wurde. Die Leistung aus der Arbeitslosenversicherung muss nicht durchgehend
bezogen worden sein. Unterbrechungen durch kurzfristige Beschéftigungen oder Krankenstinde schaden
also nicht. Tage, fiir die der Leistungsbezug gesperrt wurde, zéhlen nicht zu den 60 Bezugstagen. Die
neue Regelung soll mit 1. September in Kraft treten.

Zu Art. 1 Z 4 (§ 81 Abs. 16 AIVG):

Bildungsmafnahmen, die wegen der Corona-Krise unterbrochen worden sind, konnen danach wiederum
fortgesetzt werden, wenn das geplante Bildungsziel (Abschluss einer konkreten Ausbildung) deswegen
nicht erreicht wurde. Die Regelung zielt auf jenen Personenkreis, der wahrend der Corona-Mafinahmen
weiterhin in Bildungskarenz (Bildungsteilzeit) geblieben ist, deren BildungsmaBBnahmen aber ausgesetzt
oder zumindest wesentlich eingeschrinkt werden mussten (insbesondere wegen Sperre der Einrichtung).
Vielfach konnte dadurch insbesondere ein mit dem Arbeitgeber vereinbartes Bildungsziel (z. B.
Abschluss einer Buchhaltungspriifung, eines konkreten Lehrganges, eines Pflichtpraktikums etc.) nicht
zur Ginze erreicht werden. Um derart angestrebte beruflich zweckmifBige Abschliisse nachholen zu
konnen, soll fiir diesen Zweck eine Verlingerung der sonst geltenden Befristung (ein Jahr bei
Bildungskarenz, zwei Jahre bei Bildungsteilzeit) ermdglicht werden. Die betroffenen Bezieherinnen und
Beziecher haben dem Arbeitsmarktservice entsprechende Nachweise in Form von Bestdtigungen des
jeweiligen Ausbildungstrigers vorzulegen. Aus der Bestdtigung muss ersichtlich sein, auf Grund welcher
Einschriankungen und um welchen Zeitraum sich die Ausbildung verldngert. Die bloBe Umstellung von
Prasenzveranstaltungen auf Online-Learning, wie dies vielfach geschehen ist, rechtfertigt keine
Verlangerung, wenn das Lernziel auch ohne Verldngerung erreicht werden konnte (z. B. durch Ablegen
von Priifungen oder die Abgabe von Arbeiten) oder wenn keine die Ausbildung abschlieBenden
Priifungen abzulegen waren. AuBlerdem soll gesetzlich klargestellt werden, dass Unterbrechungen der
Bildungskarenz (Bildungsteilzeit) wegen der Corona-Krise dem spéteren Wiederbeginn (ohne
Verlangerung) nicht schaden, sei es, dass die Personen zwischendurch wieder mehr oder voll gearbeitet
haben (systemrelevante Bereiche) oder arbeitslos geworden sind. Ein reduziertes Bildungsausmafl
(weniger als 20 bzw. 10 Wochenstunden) in der Zeit der erforderlichen Einschrankung der Mainahmen
schadet ebenfalls nicht; dies fiihrt insbesondere zu keiner Riickforderung der Leistung.

Zu Art. 2 Z 1 (§ 34b AMSG):

Um mit Hilfe des Fachkréftestipendiums des Arbeitsmarktservice begonnene Ausbildungen beenden zu
konnen, die wahrend der Corona-Krise infolge der Sperre von Ausbildungseinrichtungen bzw. —betrieben
nicht in vollem Umfang ausgeiibt werden konnten, soll die hdchstmogliche Dauer des
Fachkréftestipendiums entsprechend verldngert werden. Die betroffenen Bezieherinnen und Bezieher
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eines Fachkriftestipendiums haben dem Arbeitsmarktservice entsprechende Nachweise in Form von
Bestétigungen des jeweiligen Ausbildungstragers vorzulegen. Aus der Bestitigung muss ersichtlich sein,
auf Grund welcher Einschrinkungen und um welchen Zeitraum sich die Ausbildung verléngert. Die blofle
Umstellung von Présenzveranstaltungen auf Online-Learning, wie dies vielfach geschehen ist, allein
rechtfertigt noch keine Verldngerung, wenn das Lernziel dennoch ohne Verldngerung erreicht werden
konnte (z. B. durch Ablegen von Priifungen oder die Abgabe von Arbeiten).

Zu Art.3Z 1 und 2 (§§ 8 Abs. 9 und 55 Abs. 47 FLAG 1967):

Viele Menschen befinden sich infolge der COVID-19-Krise in einer auergewdhnlich schwierigen Phase.
Die Entlastung der Biirgerinnen und Biirger ist ein zentraler Punkt, um Osterreich wieder auf die
Uberholspur und mit neuen MaBBnahmen gestérkt aus der Krise zu bringen.

In diesem Zusammenhang sollen auch Familien finanziell gefordert werden. Dementsprechend soll die
Familienbeihilfe in Form einer Einmalzahlung erhéht werden. Diese Einmalzahlung soll in der Héhe von
360 € fiir jedes Kind zusitzlich zur Familienbeihilfe und dem Schulstartgeld fiir den September 2020
ausgezahlt werden. Fiir Kinder, die sich stindig in einem anderen Mitgliedstaat der EU, im EWR oder in
der Schweiz aufhalten, ist § 8a FLAG 1967 anzuwenden. Die Auszahlung wird automationsunterstiitzt
erfolgen und es ist daher keine gesonderte Antragstellung erforderlich.

www.parlament.gv.at



	Erläuterungen
	Allgemeiner Teil
	Hauptgesichtspunkte des Entwurfes:

	Besonderer Teil
	Zu Art. 1 Z 1 und 2 (§§ 6 und 66 AlVG):
	Zu Art. 1 Z 4 (§ 81 Abs. 16 AlVG):
	Zu Art. 2 Z 1 (§ 34b AMSG):
	Zu Art. 3 Z 1 und 2 (§§ 8 Abs. 9 und 55 Abs. 47 FLAG 1967):




